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BUNDESSOZIALGERICHT 
 

Im Namen des Volkes 

Urteil 

in dem Rechtsstreit 

 
Verkündet am 
6. Dezember 1989 
 

 

 

Az: 2 RU 30/89 

 

 
Allgemeine Ortskrankenkasse Walsrode, 
Walsrode, Schmersahlstraße 10, 
 

Klägerin und Revisionsklägerin, 
 
Prozeßbevollmächtigter:   .............................................................., 

 
 

 
 

g e g e n 
 
 
Berufsgenossenschaft für Gesundheitsdienst und 
Wohlfahrtspflege, 
Hamburg 6, Schäferkampsallee 24, 
 

Beklagte und Revisionsbeklagte. 
 
 

 
 

 

Der 2. Senat des Bundessozialgerichts hat auf die mündliche Verhandlung vom  

6. Dezember 1989 durch den Vizepräsidenten   Prof.  Dr.  K r a s n e y ,   die Richter    

W i e s t e r   und   Dr.  B u r c h a r d t   sowie den ehrenamtlichen Richter   H e i t h e c k e r   

und die ehrenamtliche Richterin   O b i j o u 

für Recht erkannt: 

 

Auf die Revision der Klägerin wird das Urteil des Landessozialgerichts Niedersachsen vom 

20. April 1989 aufgehoben und die Berufung der Beklagten gegen das Urteil des Sozialge-

richts Lüneburg vom 16. September 1988 zurückgewiesen. 

 

Kosten sind nicht zu erstatten. 
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G r ü n d e : 

 

I 

 

 Die Beteiligten streiten darum, ob der Erstattungsanspruch der klagenden All-

gemeinen Ortskrankenkasse (AOK) gemäß § 1504 Reichsversicherungsord-

nung (RVO) aF gegen die beklagte Berufsgenossenschaft (BG) nach § 111 

Sozialgesetzbuch, Zehntes Buch (SGB X), ausgeschlossen ist. 

 

Der bei der Beklagten krankenversicherte Asbestzementwerker              (E.) 

wurde vom 13. Oktober 1982 bis zum 16. März 1983 wegen eines Bronchial-

karzinoms stationär behandelt. Die Beklagte gewährte ihm die Krankenhaus-

pflege und zahlte ihm Krankengeld in der Zeit vom 8. November 1982 bis zum 

15. Juli 1983. Als ihm die Landesversicherungsanstalt (LVA) Rheinland-Pfalz 

nachträglich für die Zeit ab 1. März 1983 Rente wegen Erwerbsunfähigkeit be-

willigt hatte, erstattete die LVA der Klägerin wegen der Krankengeldzahlungen 

5.266,30 DM. Die Beklagte teilte der zentralen Erfassungsstelle asbeststaub-

gefährdeter Arbeitnehmer bei der Textil- und Bekleidungs-BG im Mai 1984 mit, 

daß sie wegen der Krebserkrankung des E. ein Feststellungsverfahren durch-

führen werde. Die Klägerin wurde davon nicht unterrichtet. Mit Schreiben vom 

10. März 1987 erklärte die Beklagte der Klägerin, E. sei am 6. Januar 1985 an 

den Folgen einer Berufskrankheit (BK) nach Nr 4104 der Anlage 1 zur Berufs-

krankheiten-Verordnung (BKVO) verstorben. Der Versicherungsfall sei mit Be-

ginn der Arbeitsunfähigkeit des E. am 27. September 1982 eingetreten. Die Be-

klagte forderte abschließend die Klägerin auf, ihren Erstattungsanspruch gel-

tend zu machen. Als die Klägerin daraufhin mit Schreiben vom 19. März und 

8. Mai 1987 die Erstattung von insgesamt 43.854,26 DM (34.620,- DM an Kran-

kenhauspflegekosten und nach Abzug der Erstattung durch die LVA 

9.234,26 DM an Kosten wegen Krankengeldzahlungen) verlangte, lehnte die 

Beklagte eine Erstattung ab: Der Anspruch der Klägerin gemäß § 1504 RVO aF 

sei nach § 111 SGB X ausgeschlossen, weil die Klägerin ihn nach Ablauf der in 

dieser Vorschrift aufgestellten Frist geltend gemacht habe. 

 

Während das Sozialgericht (SG) Lüneburg die Beklagte verurteilt hat, der Klä-

gerin die aus Anlaß der Leistungen an E. wegen der Erkrankung am 

27. September 1982 entstandenen Aufwendungen in Höhe von 43.854,26 DM 

zu erstatten (Urteil vom 16. September 1988), hat das Landessozialgericht 

(LSG) Niedersachsen die Klage abgewiesen (Urteil vom 20. April 1989): Die 

Klägerin habe zwar - was zwischen den Beteiligten unstreitig sei - gemäß 
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§ 1504 RVO aF einen Erstattungsanspruch gegen die Beklagte in der von der 

Klägerin geltend gemachten Höhe gehabt. Aber dieser Erstattungsanspruch sei 

ausgeschlossen und damit erloschen, weil die Klägerin ihn erst nach Ablauf der 

einjährigen Ausschlußfrist des § 111 SGB X geltend gemacht habe; diese Vor-

schrift sei auch auf Erstattungsansprüche gemäß § 1504 RVO aF anzuwenden. 

 

Mit der - vom LSG zugelassenen - Revision rügt die Klägerin die Verletzung 

von § 1504 RVO aF und § 111 SGB X. Das Bundessozialgericht (BSG) habe 

mit Urteil vom 6. April 1989 - 2 RU 43/88 entschieden, daß § 111 SGB X nicht 

auf Erstattungsansprüche nach § 1504 RVO aF anzuwenden sei. 

 

Die Klägerin beantragt, 

das angefochtene Urteil des LSG aufzuheben und die Berufung der Be-

klagten gegen das Urteil des SG vom 16. September 1988 

zurückzuweisen. 

 

Die Beklagte beantragt, 

die Revision zurückzuweisen. 

 

Sie wendet sich gegen die Entscheidung des Senats vom 6. April 1989 - 2 RU 

43/88 - und hält § 111 SGB X auch auf die in § 1504 RVO aF geregelten Er-

stattungsansprüche für anwendbar. Aber selbst unter Berücksichtigung dieser 

Entscheidung sei die Klage unbegründet, da sie - die Beklagte - zu Recht die 

Einrede der Verjährung erhebe. Diese Einrede könne sie auch noch im Revisi-

onsverfahren erheben, da es ihr nach dem Urteil des BSG vom 6. April 1989 

(aaO) praktisch nicht mehr möglich gewesen sei, vor dem Landessozialgericht 

die Verjährung geltend zu machen. Deshalb sei ihre erstmals im Revisionsver-

fahren erhobene Einrede der Verjährung ebenso begründet wie in den Fällen, 

in denen aufgrund einer Rechtsänderung erstmals während des 

Revisionsverfahrens die Möglichkeit eröffnet werde, sich auf eine Verjährung zu 

berufen. 

 

 

II 

 

Die Revision der Klägerin hat Erfolg. Der von der Klägerin geltend gemachte 

Erstattungsanspruch gemäß § 1504 RVO aF ist nicht nach § 111 SGB X aus-

geschlossen, weil letztere Vorschrift auf die in § 1504 RVO aF geregelten Er-

stattungsansprüche grundsätzlich keine Anwendung findet. Das hat, 

unmittelbar bevor das LSG das angefochtene Urteil gefällt hat, der Senat in 
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seiner Entscheidung vom 6. April 1989 (2 RU 43/88, zur Veröffentlichung 

bestimmt) mit eingehender Begründung entschieden. Daran hält er auch nach 

erneuter Prüfung in diesem Verfahren fest. Der 9. Senat des BSG teilt, was die 

Revision im Ergebnis nicht verkennt, die Rechtsauffassung des erkennenden 

Senats. 

 

Nach den tatsächlichen Feststellungen des LSG in dem angefochtenen Urteil, 

die für den Senat bindend sind (§ 163 Sozialgerichts -SGG-), ist der Erstat-

tungsanspruch aus § 1504 RVO in der bis zum 31. Dezember 1988 vor Inkraft-

treten des Gesundheits-Reformgesetzes (GRG) gültig gewesenen Fassung be-

gründet. Darüber waren sich die Beteiligten schon vor dem LSG einig. 

 

Auf die Frage, ob die bereits bis zum 31. Dezember 1982 der Klägerin entstan-

denen Erstattungsansprüche (s BSG SozR 1300 § 111 Nr 3 und Urteil des 

Senats vom 6. April 1989 - 2 RU 43/88 -) nach Ablauf der Verjährungsfrist von 

vier Jahren gemäß § 113 SGB X (eine Verjährungsfrist, die entsprechend § 45 

Abs 1 und Abs 4 SGB I aF und zuvor gemäß § 29 Abs 3 RVO aF auch schon 

vor dem 1. Juli 1983 galt) am 1. Januar 1987 bereits verjährt waren, durfte im 

Revisionsverfahren nicht mehr eingegangen werden. Denn anders als beim 

Erlöschen eines Erstattungsanspruchs nach § 111 SGB X ist das Leistungs-

verweigerungsrecht der Verjährung (§ 222 Abs 1 Bürgerliches Gesetzbuch -

BGB-) nach § 113 SGB X nur auf die im pflichtgemäßen Ermessen des ver-

pflichteten Leistungsträgers stehende Einrede zu berücksichtigen 

(s Brackmann, Handbuch der Sozialversicherung, 1. - 11. Aufl S 969; 

Hauck/Haines, Sozialgesetzbuch, X 3, RdNr 16 zu § 113, s. Schellhorn in GK-

SGB X 3, § 113 RdNr 14). Sie muß noch vor Schluß der letzten mündlichen 

Verhandlung des LSG erhoben worden sein. Daran fehlt es im vorliegenden 

Fall. Da seit der Entscheidung des LSG in diesem Zusammenhang auch keine 

Rechtsänderung eingetreten ist, muß die erstmalige Erhebung dieser Einrede 

im Revisionsverfahren als unzulässig beurteilt werden (s BSGE 6, 283, 288; 42, 

135, 137; BVerwG Buchholz 421.2 Hochschulrecht - Allgemeines Nr 37 

= USK 74217). 

 

Entgegen der Auffassung der Revision ist der Rechtsänderung insoweit eine 

vom LSG abweichende, das SG bestätigende Entscheidung des BSG selbst 

dann nicht gleichzustellen, wenn das Revisionsgericht über die maßgebende 

Rechtsfrage erstmals zu einem Zeitpunkt entschieden hat, in dem es für die Er-

hebung der Einrede im Berufungsverfahren aufgrund der Entscheidung des Re-

visionsgerichts faktisch zu spät war. Mit der Möglichkeit einer von der 

Rechtsauffassung des LSG abweichenden Entscheidung des Revisionsgerichts 
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ist nicht nur nach Sinn und Zweck eines Revisionsverfahrens zu rechnen, son-

dern auf diese Möglichkeit kann sich der betroffene Beteiligte auch durch die 

hilfsweise Erhebung der Einrede der Verjährung jederzeit spätestens im Beru-

fungsverfahren einrichten. 

 

Die Entscheidung über die Kosten folgt aus § 193 Abs 4 SGG. 
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